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Vorwort der Herausgeberinnen

Wer sich im deutschsprachigen Raum mit dem Internationalen Übereinkommen
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD) beschäftigt,
wird bald feststellen, dass es dazu an Fachliteratur in deutscher Sprache man-
gelt. Dies hängt auch mit der spezifischen Geschichte der Rassendiskriminie-
rung durch das nationalsozialistische Regime und der dadurch gehemmten Re-
zeption des Übereinkommens im deutschen Sprachraum zusammen. Dies stell-
ten wir in unserer langjährigen Auseinandersetzung mit dem Thema fest. Der
vorliegende Kommentar zum ICERD soll nun diese Lücke schließen.
Der Kommentar bildet das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung je-
der Form von Rassendiskriminierung integral ab. Es war uns ein Anliegen, so-
wohl die Geschichte als auch die Praxis sowie eine aktuelle Einschätzung für je-
den Artikel des Übereinkommens zu bieten und dabei besonderes Augenmerk
auf die Umsetzung des Übereinkommens in Europa zu legen. Ergänzt wird die
Artikel-für-Artikel-Kommentierung durch einen allgemeinen Teil, in dem wir
eingangs zur Verwendung des Begriffs Rasse Stellung beziehen. Weitere Beiträge
betten das Übereinkommen in die heute bestehenden Menschenrechtsmechanis-
men auf internationaler und regionaler europäischer Ebene ein und beleuchten
den Stand der Rassismusbekämpfung in Europa. Die Länderstudien zu vier
deutschsprachigen Staaten, die zu unterschiedlichen Zeiten dem Übereinkom-
men beigetreten sind, schildern deren Anwendungspraxis sowie ihren Dialog
mit dem Ausschuss (CERD). Sie geben damit einen Einblick in die konkrete
Umsetzung des Übereinkommens im europäischen Kontext. Eine im Anhang
bereitgestellte textliche und tabellarische Übersicht zum individuellen Mittei-
lungsverfahren an den Ausschuss erleichtert den Zugang zur soft jurisprudence
des CERD, ergänzt mit einer Liste der von ihm verabschiedeten Allgemeinen
Empfehlungen. Alle Recherchen sind auf dem Stand vom 1. September 2019,
alle Links in den Fußnoten waren zu diesem Zeitpunkt aktiv.
Wir hoffen, mit dem Handkommentar all jene Leserinnen und Leser zu errei-
chen, die sich mit dem Thema Rassendiskriminierung befassen, ob als Staaten-
delegierte vor dem CERD, als Exekutivbehördenmitglieder, als interessierte Par-
lamentsabgeordnete, als Forschende, Lehrende und Studierende oder als mit
diesem Thema befasste Nichtregierungsorganisationen und Minderheitenvertre-
tungen. Unser Ziel ist, ihnen allen einen praxisnahen und benutzerfreundlichen
Zugang zum Übereinkommen zu eröffnen. Wir sind überzeugt, dass das
ICERD auch in Zukunft Bedeutung haben wird und der von ihm gewährte
Schutz vielen Menschen noch vermehrt von Nutzen sein kann – und dieser
auch eingefordert werden soll.
Die Autorinnen und Autoren dieses Bandes haben angesichts des oben Gesag-
ten eine Pionierleistung erbracht. Wir danken ihnen für ihren Einsatz und ihre
Bereitschaft, mit uns zu all den aufgeworfenen Themen einen intensiven Dialog
zu führen. Patrick Thornberry, dem Autor des englischsprachigen Kommentars,
sei für seine wohlwollende Begleitung des ganzen Projekts und seinen einfüh-
renden Beitrag freundlichst gedankt. Schließlich danken wir Frau Mag. Sylvia
Grossgasteiger, Universität Graz, herzlich für ihr umsichtiges Lektorat der Tex-
te, die formale Redaktion des Kommentars und die Unterstützung der Heraus-
geberinnen in vielen weiteren Belangen.
Für die finanzielle Unterstützung des Projekts geht unser Dank an das Bundes-
ministerium für Justiz und Verbraucherschutz BMJV, Deutschland, an die Uni-
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versität Graz und den Zukunftsfonds der Republik Österreich, an die Direktion
für Völkerrecht des Eidgenössischen Departements für Auswärtige Angelegen-
heiten EDA, Schweiz, und an das Amt für Auswärtige Angelegenheiten des
Fürstentums Liechtenstein.
Wir freuen uns, dass das Werk durch die Kooperation des Nomos Verlags mit
dem Verlag Österreich sowie dem schweizerischen Dike Verlag in drei Ländern
erscheinen sowie umgehend auch elektronisch abrufbar sein wird und es so die
gebührende Verbreitung erfährt.

Doris Angst und Emma Lantschner

im Januar 2020
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Ziel des ICERD ist die Bekämpfung der Rassendiskriminierung
Die Initiatoren und Autorinnen und Autoren des ICERD waren im Jahr 1965
„der Überzeugung, dass jede Lehre von einer auf Rassenunterschiede gegründe-
ten Überlegenheit wissenschaftlich falsch, moralisch verwerflich sowie sozial
ungerecht und gefährlich ist und dass eine Rassendiskriminierung, gleichviel ob
in Theorie oder in Praxis, nirgends gerechtfertigt ist“.1 Mit dieser Formulierung
stellten sie nicht das Konzept der Rasse in den Fokus ihrer Kritik, sondern die
daraus abgeleitete Superiorität der einen über die anderen.2 Dies ist mit Blick
auf das Entstehungsjahr 1965 des Übereinkommens – mitten im Entkoloniali-
sierungsprozess – auch nicht weiter verwunderlich. Das erklärte Ziel war die
rasche oder zumindest beschleunigte Beseitigung von Ungleichheit und Diskri-
minierung vor dem Hintergrund aggressivster Rassentrennung und Rassenun-
terdrückung.
Der Begriff Rasse erscheint als verpönter Diskriminierungsgrund in Abs. 7 der
Präambel: „in erneuter Bekräftigung der Tatsache, dass eine Diskriminierung
zwischen Menschen auf Grund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe oder ihres Volks-
tums freundschaftlichen und friedlichen Beziehungen zwischen den Völkern im
Wege steht […]“. Art. 1 ICERD enthält eine Definition der Rassendiskriminie-
rung, nicht aber eine terminologische Auseinandersetzung mit dem Begriff der
Rasse (die allerdings auch auf der internationalen Ebene pendent bleibt)
(→ Kap. 1.2 Rn. 5; → Kap. 1.2 Rn. 32). Heute gehört das Verbot der Diskrimi-
nierung aus Gründen der Rasse – unter anderen verpönten Gründen – zum bin-
denden Kanon der UN-Menschenrechtsverträge und weiterer Menschenrechts-
werke sowie nationaler Verfassungen. Im Rahmen eines Kommentars zum
Übereinkommen hat der Begriff also eine völkerrechtliche-juristische Relevanz
(→ Kap. 2.1 Rn. 7ff.).

Rasse und Rassismus im europäischen Kontext
Die für das ICERD getroffene Ausrichtung auf die Rassendiskriminierung hob
sich von Stellungnahmen und Erklärungen der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) der fünfziger und frü-
hen sechziger Jahre des 20. Jh. ab, mit denen diese den Begriff Rasse durch-

1.1.

I.

II.

1 ICERD, Präambel, Abs. 6.
2 Patrick Thornberry, The International Convention on the Elimination of all Forms

of Racial Discrimination. A Commentary, 2016, S. 87.
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leuchtete und schließlich durch „ethnische Gruppe“ ersetzen wollte.3 Die
UNESCO-Stellungnahmen und Erklärungen hatten gerade in Europa einen grö-
ßeren Einfluss auf die öffentliche Debatte, wurden aber auch kritisiert.4

Die moderne Erforschung von Rassentheorien und rassistischen Konzepten
nahm in den siebziger Jahren des 20. Jh. einen neuen Aufschwung. Albert
Memmis klassische Definition von Rassismus aus dem Jahr 1982 umreißt die
stigmatisierende Zuschreibung quasi „angeborener“ negativer Eigenschaften
und entlarvt diese als Mittel zur eigenen Machterhaltung: „Der Rassismus ist
die verallgemeinerte und verabsolutierte Wertung tatsächlicher oder fiktiver
Unterschiede zum Nutzen des Anklägers und zum Schaden seines Opfers, mit
der seine Privilegien oder seine Aggressionen gerechtfertigt werden sollen.“5

Rassismus als entwertende und die Menschenwürde verletzende Ideologie
schafft rassistische Bilder und Stereotype. Wie die Eidgenössische Kommission
gegen Rassismus (EKR) in ihrer Definition von Rassismus 1998 formulierte
und ähnlich Sarah Ahmed 2004 betonte: „Nicht ,Rassen‘ schaffen Rassismus,
sondern Rassismus schafft ,Rassen‘“.6 Dem visuellen Erscheinungsmerkmal
Hautfarbe bleibt hingegen die spezifische Ausformung des Anti-Schwarzen-Ras-
sismus verhaftet. Dabei spiegelt die Wahrnehmung von Hautfarbe oft einen so-
zialen Kontext und ist durchaus variabel. Heute werden die angehefteten kol-
lektiven Eigenschaften weniger biologisch als vielmehr kulturell, sprachlich und
religiös deklariert – man spricht von kulturalistischem oder Neorassismus.7

Diese vermehrt auf Kultur und Religion abzielenden Zuschreibungen dienen
dem gleichen Ziel wie die früheren, nämlich der Aufwertung des Eigenen und
der Abwertung des Anderen. Rassismus ist stets ein Herrschaftsinstrument und
das soziale Konstrukt Rasse (→ Kap. 1.4 Rn. 24) dient dem Machterhalt gegen-
über den als „anders“ wahrgenommenen Menschen, seien diese nun zugewan-
dert, Flüchtlinge, nicht sesshaft, von anderer Hautfarbe, anderer Religion oder
Sprache. Darauf beruht die andauernde Attraktivität der Ideologie des Rassis-
mus. In Europa haben der Wille, Rassismus und Rassendiskriminierung einzu-
dämmen, sowie die Erkenntnis, dass rassistische Ideologien auch heute ihre
Wirkung entfalten, insgesamt zugenommen. Der Europarat, die Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und die Europäische
Union mit ihrer Antirassismusrichtlinie aus dem Jahr 2000 haben wichtige Im-
pulse dazu gegeben. Hinzu kommen die neuere Entscheidpraxis des Europä-
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) und nicht zuletzt die Ver-

3 UNESCO, Statement on race, 1950, Abs. 6.
4 Siehe dazu ausführlich Ina Kerner, Differenzen und Macht. Zur Anatomie von Ras-

sismus und Sexismus, 2009, S. 106–113, 107.
5 Albert Memmi, Le racisme, Paris 1982, deutsche Ausgabe 1987, S. 164.
6 Eidgenössische Kommission gegen Rassismus EKR, Faltprospekt 1998 und http://w

ww.ekr.admin.ch/themen/d123.html; Sarah Ahmed, Declarations of Whiteness, The
Non-Performativity of Anti-Racism, borderlands Bd. 3, Nr. 2, 2004, Rn. 48 ff., zit.
bei Cengiz Barskanmaz, Rasse – Unwort des Antidiskriminierungsrechts?, KJ Bd.
44, Nr. 4, 2010, S. 382–389, Fn. 7.

7 Vgl. dazu zB Kihan Espahangizi et al., Rassismus in der postmigrantischen Gesell-
schaft. Zur Einleitung, movements Bd. 2, Nr. 1, 2016, S. 1–18; Tarek Naguib, Be-
grifflichkeiten zum Thema Rassismus im nationalen und im internationalen Ver-
ständnis. Eine Auslegeordnung unter Berücksichtigung des Völker- und Verfassungs-
rechts. Fachstelle für Rassismusbekämpfung, 2014, S. 14. Die neue identitäre Rechte
spricht beschönigend von einem Ethnopluralismus.
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bindlichkeit der Umsetzung des ICERD.8 Es sind aber auch gegenläufige Ten-
denzen festzustellen.

Die aktuelle Anti-Rasse-Debatte
Ein aktueller Kommentar zum ICERD muss sich dem damals von der
UNESCO vorweggenommenen Begriffsdiskurs stellen, der heute in mehreren
europäischen Ländern wieder intensiv geführt wird. Muss heute die Verwen-
dung des Begriffs Rasse als implizit rassistisch gewertet werden? Kann man um-
gekehrt mit einer Streichung des Begriffs Rasse aus dem Wortschatz den Rassis-
mus effizienter bekämpfen? Lässt sich aus der von der modernen Genetik bestä-
tigten Erkenntnis, dass es Rassen nicht gibt, sondern alle Menschen viel näher
miteinander verwandt sind als angenommen, ableiten, eine weitere Verwen-
dung des Begriffs Rasse behindere die Überwindung von Rassismus?9

Der Diskurs wird nicht allein auf der wissenschaftlichen, sondern auch auf der
politischen Ebene geführt. Er hat sich in den letzten Jahren ideologisch aufgela-
den, wobei eine starke gesellschaftspolitische Strömung fordert, den Begriff
Rasse zu vermeiden oder zumindest in dekonstruktivistischer Absicht stets in
Anführungszeichen zu setzen. „Dieser institutionalisierte ‚Antirassediskurs‘
wird damit begründet, dass Rasse nicht existiere und die Verwendung des Be-
griffs ‚Rasse‘ rassistische Implikationen enthalte. […] Die Verwendung sugge-
riere ein Menschenbild, das auf der Vorstellung unterschiedlicher Menschenras-
sen basiere und im Widerspruch zum verfassungsrechtlichen Menschenbild ste-
he“.10 So empfahl das Deutsche Menschenrechtsinstitut in zwei Policy Papers
2008 und 2010 die Vermeidung des Terminus ,Rasse‘ (stets in Anführungszei-
chen gesetzt),11 und die Fraktion der Linken beantragte im deutschen Bundes-
tag 2010, den Begriff ,Rasse‘ (stets in Anführungszeichen gesetzt) aus der deut-
schen Rechtsordnung und internationalen Dokumenten zu streichen.12 Die
französische Assemblée nationale hat im Sommer 2018 eine solche Änderung in
der Verfassung vorgenommen und anstelle von Rasse (race), Herkunft (origine)

III.

8 Eine umfassende Diskussion bietet Cengiz Barskanmaz, Recht und Rassismus. Das
menschenrechtliche Verbot der Diskriminierung aufgrund der Rasse, 2019; auch
Alana Lentin, Europe and the Silence about Race, European Journal of Social
Theory Bd. 11, Nr. 4, 2008, S. 487–503.

9 Vgl. hierzu: Ann Morning, The Constructivist Concept of Race, in: Diego A. von
Vacano/Kazuko Suzuki (Hrsg.), Reconsidering Race: Social Science Perspectives on
Racial Categories in the Age of Genomics, 2018, S. 50–61; Timo Plümecke, Rasse
in der Ära der Genetik: Die Ordnung des Menschen in den Lebenswissenschaften,
2018; Luca und Francesco Cavalli-Sforza, Verschieden und doch gleich. Ein Gene-
tiker entzieht dem Rassismus die Grundlage, 1994.

10 Barskanmaz (Fn. 6), S. 382.
11 Hendrik Cremer, „... und welcher Rasse gehören Sie an?“ Zur Problematik des Be-

griffs „Rasse“ in der Gesetzgebung, DIMR Policy Paper Nr. 10, 2008; Hendrik
Cremer, Ein Grundgesetz ohne „Rasse“. Vorschlag für eine Änderung von Artikel
3 Grundgesetz, DIMR Policy Paper Nr. 16, 2010.

12 Barskanmaz (Fn. 6), S. 382 mwN.
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und Religion neu das Geschlecht (sexe) und Herkunft (origine) sowie Religion
als verpönte Diskriminierungsgründe eingesetzt13 (→ Art. 2 Abs. 1 Rn. 27).
Im Zuge der Debatten um die im Jahr 2000 verabschiedete EU-Antirassismus-
richtlinie gab es ebenfalls die Diskussion, ob es nicht besser wäre, den Begriff
Rasse gar nicht zu verwenden und allein auf Diskriminierung aufgrund der eth-
nischen Herkunft abzustellen. Für manche Mitgliedstaaten kam die Verwen-
dung des Begriffs Rasse einer Akzeptanz der Rassentheorie gleich (→ Kap. 2.3
Rn. 13). Die Tendenz, eine Auseinandersetzung mit dem Begriff Rasse mög-
lichst zu meiden und primär auf Diskriminierung aufgrund der ethnischen Her-
kunft abzustellen, zeichnete sich zuletzt auch im Urteil Jyske Finans des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) ab.14 In dem Fall ging es darum, dass ein
Kreditinstitut bei Personen (auch bei Staatsbürgern), deren Geburtsort laut
Führerschein in einem Drittland lag, als zusätzliche Sicherheit weitere Ausweis-
papiere verlangte. Der Generalanwalt hielt fest, zur Verhinderung und Bekämp-
fung von Rassismus müsse zuerst Rasse definiert werden. Er begrenzte sich al-
lerdings darauf festzustellen, dass dies in modernen Gesellschaften zunehmend
als inakzeptabel abgelehnt werde. Sowohl der Generalanwalt als auch der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH) beschäftigten sich in der Folge nur mit der Fra-
ge, ob der Geburtsort einer Person deren ethnische Herkunft im Sinne der
Richtlinie 2000/43/EG determiniert. Nachdem der Geburtsort nicht das allein-
bestimmende Kriterium für die ethnische Herkunft sein kann, stellte der EuGH
in seinem Urteil keine Verletzung der Antirassismusrichtlinie der EU
2000/43/EG fest. Lantschner resümiert, dieses Urteil führe zur Frage, wie viel
Platz es in der EU-Antirassismusrichtlinie für die Bekämpfung der Rassendiskri-
minierung, abgesehen von Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft,
überhaupt gebe (→ Kap. 2.3 Rn. 17).
Der hier geschilderte Anti-Rasse-Diskurs hielt auch Einzug in die Vereinten Na-
tionen: Einzelne Staaten und Forschende gelangten mit dem Ansinnen an den
CERD, dieser möge sich klarer vom Konzept der Rasse distanzieren, da der
oben erwähnte Absatz der Präambel und die Definition von Rassendiskriminie-
rung in Art. 1 ICERD eine stillschweigende Anerkennung der Existenz von Ras-
sen bedeute.15 An der UN-Weltkonferenz gegen Rassismus in Durban/Südafrika
von 2001 stellten die europäischen Staaten den Antrag, den Begriff Rasse im
Aktionsplan und den Empfehlungen zu streichen. In einem engagierten Votum
wandten sich die Vertreterinnen und Vertreter von Barbados, einem Staat, des-
sen Bevölkerung zu rund 90 % von ehemaligen Sklaven und Sklavinnen ab-
stammt, gegen ein solches Ansinnen: Sie seien zur „schwarzen Rasse“ deklariert
worden, obwohl die versklavten Afrikanerinnen und Afrikaner unterschied-

13 Le Monde, 12.7.2018: L’ Assemblée supprime de la Constitution le mot „race“ et
interdit la distinction „de sexe“, https://www.lemonde.fr/politique/article/2018/07/
12/l-assemblee-supprime-dans-la-constitution-le-mot-race-et-interdit-la-distinction-
de-sexe_5330615_823448.html. Interessanterweise bemerkt Le Monde, die Strei-
chung des Begriffs Rasse sei eine schon lange gestellte Forderung der Departements
d’Outre-mer, dh der zu Frankreich gehörenden ehemaligen Kolonialgebiete gewe-
sen.

14 EuGH, Urt. v. 6.4.2017 – Nr. 668/15 – Jyske Finans A/S v Ligebehandlingsnævnet,
weitere Ausführungen dazu → Kap. 2.3 Rn. 15–17.

15 David Keane, Caste-Based Discrimination in International Human Rights, 2007,
S. 187, zit. bei Thornberry (Fn. 2), S. 67.
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lichsten Ethnien entstammten.16 Die erlebte Unterdrückung und Versklavung
fuße auf diesem Konzept der Rassenzugehörigkeit und der damit implizierten
Minderwertigkeit. Eine Eliminierung des Begriffs komme deshalb der Negie-
rung historischer Tatsachen gleich und berge die Gefahr einer Verharmlosung.17

Dieser Meinung Betroffener, die selbst afrikanischer Herkunft sind, konnte sich
eine ernsthafte Rassismusbekämpfung nicht verschließen. Die Mehrheit der an
der Weltkonferenz gegen Rassismus beteiligten Staaten lehnte die beantragte
Begriffstilgung ab.18

Dient die Anti-Rasse-Debatte der Rassismusbekämpfung?
Nach unserer Meinung steht eine im Zug der Anti-Rasse-Debatte teils unbe-
wusst vorgenommene, teils politisch motivierte Überlagerung des Begriffs Rasse
durch softe Termini wie ethnische Herkunft oder Ethnizität19 der effektiven
Rassismusbekämpfung entgegen. Die im ICERD genannten Konzepte von Ras-
se, ethnischer Herkunft, Ethnizität sind nicht deckungsgleich, sondern ergänzen
sich. Dies belegt die Definition von Rassendiskriminierung in Art. 1 ICERD, die
in gleichwertiger Reihenfolge von „jede[r] auf der Rasse, der Hautfarbe, der
Abstammung (descent), dem nationalen Ursprung oder dem Volkstum (national
or ethnic origin) beruhende Unterscheidung“ spricht.
Der Wechsel zu neuen soften Bezeichnungen verschleiert den Machtaspekt, wel-
cher dahinter als Ausgrenzung und Diskriminierung weiterhin seine Wirkung
entfaltet. Eine progressive Haltung gerät in die Falle einer überzogenen politi-
cal correctness, welche dem genauen Hinschauen auf existierende Rassendiskri-
minierung nicht dient. Barskanmaz analysiert, „die Streichung des Begriffs Ras-
se [werde] als Antirassismus in action gedeutet und unterschwellig als eine
sprachliche Vollendung des Antidiskriminierungsrechts verstanden“.20 Die Ver-
meidungsstrategie kommt der konservativen politischen Seite entgegen und
stützt deren Tendenzen zur Verleugnung des Fortbestehens rassistischer Diskri-

IV.

16 James Baldwin formuliert dies in einem unvergleichlichen Diktum so: „Wenn ich
hier der Neger bin und ihr, die Weißen, ihn erfunden habt, müsst ihr herausfinden,
warum.“ (Zitat aus dem Film „I am not Your Negro“ von Raoul Peck (2016), der
dem letzten unvollendeten Manuskript mit dem Titel Remember This House des
afroamerikanischen Schriftstellers James Baldwin [1824–1987] gewidmet ist).

17 Beobachtung der Autorin als Mitglied der Schweizer Delegation an der Weltkonfe-
renz gegen Rassismus 2001. Eidgenössisches Departement des Innern, Fachstelle
für Rassismusbekämpfung (Hrsg.), Weltkonferenz gegen Rassismus 2001, Durban
(Südafrika), Erklärung und Aktionsprogramm, 2001, S. 5. Die von Barbados geäu-
ßerte Haltung entspricht den Erkenntnissen der Critical Race Studies in den USA,
siehe dazu Kimberlé Williams Crenshaw, Race, Reform, and Retrenchment: Trans-
formation and Legitimation in Antidiscrimination Law, German Law Journal Bd.
12, 2011, S. 247–284; Richard Delgado et al., Critical Race Theory. An Introduc-
tion, 3. Aufl. 2017.

18 Aus der Erkenntnis, dass koloniale Vergangenheit und Sklaverei auch heute Anti-
Schwarzen-Rassismus bestimmen, wurde Racism against people of African descent
zu einem Schwerpunkt der Weltkonferenz und mündete in eine UN-Dekade “Men-
schen afrikanischer Abstammung”, 2015–2024. https://www.un.org/en/events/afric
andescentdecade/.

19 Dem Konzept der Rasse am nächsten kommt die enge Auslegung von Ethnizität als
einem Satz von unveränderlichen kulturellen Ausstattungen und Identifikationen.
Der konstruktivistische Ansatz hingegen betont die individuelle und situative Aus-
gestaltung der eigenen Ethnizität, die also im Fluss ist und ein vielfältiges soziales
Kontinuum bildet. Siehe OME-Lexikon der Universität Oldenburg, Begriff Ethnizi-
tät; http://ome-lexikon.uni-oldenburg.de.

20 Barskanmaz (Fn. 6), S. 385.

Zur Verwendung des Begriffs Rasse  1.1.

Angst 33

10

11

https://www.nomos-shop.de/titel/icerd-id-86911/



minierung. Der Fokus von Politik, Sozialarbeit und Medien lag angesichts der
wachsenden Zuwanderung nach Europa seit den späten achtziger Jahren auf
der Betonung der Differenz, nicht auf dem Verbindenden – darüber kann auch
eine Vermeidung des Begriffs Rasse nicht hinwegtäuschen. Topoi wie ethnische
Minderheiten, ethnische Herkunft, kulturelle Differenz, religiöse Unvereinbar-
keit bemänteln heutige Politiken der Ausgrenzung und Konzepte der Ungleich-
wertigkeit. In diesem Sinne kommt dem Urteil des EuGH zu Jyske Finans eine
nicht zu unterschätzende negative Bedeutung zu.
Mit dem Rasse-Begriffsbann und dem Festhalten an einem Sonderfall Deutsch-
land → Rn. 14 wird die Analyse von aktuellen „Rassifizierungsprozessen und
deren Verdichtung in Rasse“21 behindert und unter Umständen auch die An-
wendung des Antidiskriminierungsrechts erschwert. Zu einem ähnlichen
Schluss wie Barskanmaz kommt Noémi Michel bezüglich der Schweiz. Sie
nimmt Bezug auf Studien, die aufzeigen, „[…] dass die Tabuisierung von ‚Ras-
se‘ die institutionellen Räume, öffentlichen Debatten und zwischenmenschli-
chen Beziehungen in der Schweiz umfasst und einen effektiven Kampf gegen
Rassismus erschwert.“22

Unterschiedliche Konnotation des Begriffs Rasse in verschiedenen
Sprachen

Ein Blick auf die Semantik und den aktuellen Sprachgebrauch zeigt: Sowohl im
angelsächsischen wie auch im frankophonen Sprachraum – beide Sprachen sind
Arbeitssprachen der Vereinten Nationen – waren die Begriffe race und racial
verbreitet und anerkannt und sind es noch heute. Racial violence gegen die
afro-amerikanische Bevölkerung, welche ihre Bürgerrechte einforderte, be-
stimmte die sechziger Jahre des 20. Jh. in den USA und mündete nicht selten in
race riots, Rassenaufstände. Racial profiling, racial violence werden in aktuel-
len wissenschaftlichen Publikationen verwendet, um rassistische Praktiken zu
bezeichnen. Der Ausdruck racial profiling für die rassistisch voreingenommene
Fokussierung auf bestimmte Personengruppen in der polizeilichen Fahndungs-
und Ermittlungsarbeit erhielt Eingang in das deutsche politische Vokabular.23

Die Begriffe racial justice und auch racial consciousness24 sind im angelsächsi-
schen Raum durchaus mit einem emanzipatorischen Impetus aufgeladen,25 was
im Deutschen keine Entsprechung findet. Im Englischen/Französischen wird
eher von racial discrimination/discrimination raciale als von racist discrimina-
tion/discrimination raciste gesprochen. Das Adjektiv racist/racistes erscheint
mehrheitlich in Verbindung mit ideology/idéologies. Trotz der häufigen Ver-
wendung des Adjektivs racial/e ist auch im frankophonen Raum eine Anti-Ras-
se-Diskussion im Gange26 → Rn. 7.

V.

21 Ebd.
22 Noémi Michel, Racial profiling und die Tabuisierung von „Rasse“, in: Maria Elo-

segui/Cristina Hermida (Hrsg.), Racial Justice, Policies and Courts‘ Legal Reason-
ing in Europe, 2017, S. 87–105, 91.

23 Siehe Mohamed Wa Baile et al. (Hrsg.), Racial Profiling, Struktureller Rassismus
und antirassistischer Widerstand, 2019.

24 Siehe dazu Elosegui/Hermida (Fn. 22); Michael Banton, Ethnic and Racial Con-
sciousness, 2. Aufl. 1997.

25 Siehe die kritische Auseinandersetzung der dahinterstehenden Konzepte bei Kerner
(Fn. 4), S. 120–125.

26 Siehe dazu Barskanmaz (Fn. 6), S. 384.
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In den deutschsprachigen Ländern hingegen war Rasse nach der ultimativen
Pervertierung des Rassenwahns durch die Nationalsozialisten, dem Völkermord
an Juden, Sinti und Roma und Menschen anderer Zugehörigkeiten in den ers-
ten Jahrzehnten nach 1945 zu einem vermiedenen Unwort geworden. Rassis-
mus und Rasse wurden und werden teilweise noch heute allein mit dem Natio-
nalsozialismus assoziiert und als zu belastet betrachtet (→ Kap. 1.4 Rn. 29).
Die soziale Ächtung der Begriffe schließt aber wie oben dargelegt oft auch die
Anerkennung der Existenz von Rassismus aus – Barskanmaz spricht kritisch
vom „deutschen Exzeptionalismus“.27 Interessanterweise galt für lange Zeit
auch die Verwendung des Worts „Jude“ als unangebracht, dh über die Opfer
wurde nicht gesprochen (dies bezieht andere Opfergruppen des nationalsozia-
listischen Völkermordes mit ein). Grobe antisemitische Topoi waren und sind
verpönt, wirken aber in den alltäglichen Vorstellungen weiter.28 Von Rechtspo-
pulisten und Neo-Nazis wieder aus dem Giftschrank der Geschichte geholt –
und dies nicht nur im deutschen Sprachraum –, feiern sie Urstände im Main-
stream der Sozialen Medien.

Folgerungen für den deutschsprachigen Kommentar ICERD
Ein völkerrechtlicher Kommentar ist zuvorderst der Rechtsklärung und -ausle-
gung und nicht einer soziologisch-politologischen und moralischen Debatte ver-
pflichtet. Ohne Verwendung der Begriffe Rasse – immer als ein verpöntes
Merkmal einer Diskriminierung – und Rassendiskriminierung kann man dem
Übereinkommen nicht gerecht werden.
Wir verwenden im Kommentar zum ICERD den Begriff Rasse, so wie es der
Text des Übereinkommens tut: als den hauptsächlichen verpönten Diskriminie-
rungsgrund, der neben anderen Gründen genannt ist. Rasse wird nicht beschö-
nigend durch andere Termini wie ethnische Herkunft und dergleichen ersetzt.
Diese sind im Übereinkommen nicht deckungsgleich, sondern sind in Art. 1
Abs. 1 ICERD additiv oder alternativ genannt und sind neben und zusätzlich zu
Rasse von Bedeutung.
Der englischsprachige Originalbegriff im ICERD, racial discrimination, wird
gemäß der offiziellen in Deutschland und der Schweiz geltenden deutschen Fas-
sung des Übereinkommens mit Rassendiskriminierung oder auch mit rassisti-
scher Diskriminierung (wenn die gesamte Ideologie im Vordergrund steht) über-
setzt. Gelegentlich wird rassische Diskriminierung gesetzt (wenn der Marker
Rasse im Vordergrund steht), ein Begriff, den die in Österreich gültige Über-
setzung des ICERD verwendet. Der Begriff race wird mit Rasse ohne kommen-
tierende oder relativierende Anführungszeichen übersetzt.

VI.

27 Ebd., S. 387 f.
28 Siehe dazu Wolfgang Benz, Bilder vom Juden, Studien zum alltäglichen Antisemi-

tismus, 2001.
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1. In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck „Rassendiskriminie-
rung“ jede auf der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung, dem nationalen Ur-
sprung oder dem Volkstum beruhende Unterscheidung, Ausschließung, Be-
schränkung oder Bevorzugung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch
ein gleichberechtigtes Anerkennen, Genießen oder Ausüben von Menschenrech-
ten und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen
oder jedem sonstigen Bereich des öffentlichen Lebens vereitelt oder beeinträch-
tigt wird.
2. Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf Unterscheidungen, Aus-
schließungen, Beschränkungen oder Bevorzugungen, die ein Vertragsstaat zwi-
schen eigenen und fremden Staatsangehörigen vornimmt.
3. Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als berühre es die Rechtsvor-
schriften der Vertragsstaaten über Staatsangehörigkeit, Staatsbürgerschaft oder
Einbürgerung, sofern diese Vorschriften nicht Angehörige eines bestimmten
Staates diskriminieren.
4. Sondermaßnahmen, die einzig zu dem Zweck getroffen werden, eine ange-
messene Entwicklung bestimmter Rassengruppen, Volksgruppen oder Personen
zu gewährleisten, die Schutz benötigen, soweit ein solcher erforderlich ist, da-
mit sie die Menschenrechte und Grundfreiheiten gleichberechtigt genießen und
ausüben können, gelten nicht als Rassendiskriminierung, sofern diese Maßnah-
men nicht die Beibehaltung getrennter Rechte für verschiedene Rassengruppen
zur Folge haben und sofern sie nicht fortgeführt werden, nachdem die Ziele,
um derentwillen sie getroffen wurden, erreicht sind.
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Entstehung
Einleitung: Struktur und Inhalt der Bestimmung

Artikel 1 ICERD eröffnet den ersten Teil des Übereinkommens und damit auch
dessen materiell-rechtliche Bestimmungen1 zu dem von diesem Übereinkommen
umfassten und bezweckten Rassendiskriminierungsverbot.2 Diese Bestimmung
besteht aus vier Absätzen, welche auf das gesamte Übereinkommen Anwen-
dung finden, jedoch unterschiedliche Stoßrichtungen verfolgen: während Ab-
satz 1 eine Legaldefinition des Begriffs „Rassendiskriminierung“ bereitstellt
und damit sowohl den persönlichen als auch sachlichen Anwendungsbereich
des Übereinkommens absteckt, sind Absätze 2 und 3 als souveränitätserhalten-
de Sicherheitsklauseln für die Vertragsstaaten im Zusammenhang mit der Un-
terscheidung von eigenen und fremden Staatsangehörigen (bzw. den damit ver-
bundenen Ausschließungen, Beschränkungen der letzteren oder Bevorzugungen
der ersteren) sowie den jeweiligen nationalen Regeln zu Staatsangehörigkeit,
Staatsbürgerschaft oder Einbürgerung zu betrachten. In diesem Sinne sind diese
beiden Absätze auch als Ausnahmen vom Anwendungsbereich des Übereinkom-
mens zu betrachten. Absatz 4 schließlich präzisiert, dass Sondermaßnahmen
(→ Art. 2 Abs. 2), die zur Korrektur bestehender Ungleichheiten,3 zur weiteren
Entwicklung und dem Schutz bestimmter Rassengruppen, Volksgruppen oder
Personen getroffen werden, nicht als Rassendiskriminierung zu qualifizieren
sind, solange diese nicht die Beibehaltung getrennter Rechte für verschiedene
Rassengruppen perpetuieren und eingestellt werden, sobald die von diesen ver-
folgten Sondermaßnahmen verfolgten Ziele erreicht wurden.

Absatz 1: Legaldefinition und persönlicher sowie sachlicher
Anwendungsbereich
„Unterscheidung, Ausschließung, Beschränkung oder Bevorzugung“

Im Unterausschuss der UN-Menschenrechtskommission wurden zunächst drei
verschiedene Textentwürfe zur Definition des Begriffs der „Rassendiskriminie-

I.
1.

2.

a)

1 Siehe auch Art. 2–7 ICERD.
2 Patrick Thornberry, The International Convention on the Elimination of all Forms

of Racial Discrimination. A Commentary, 2016, S. 34.
3 Siehe insbesondere Marc Bossuyt, Final Report on the Concept and Practice of Affir-

mative Action, Economic and Social Council, E/CN.4/Sub.2/2002/21, Rn. 6.
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rung“ diskutiert.4 Der US-Delegierte Abram schlug als erste Definition vor, jeg-
liche Unterscheidung, Ausschließung oder Bevorzugung auf Grundlage der Ras-
se, Hautfarbe oder Abstammung und im Falle multinationaler Staaten mit einer
Bevölkerung verschiedener nationaler Herkunft, Diskriminierung auf Basis die-
ser Unterschiede als Rassendiskriminierung zu betrachten.5 Der darauffolgende
Entwurf des britischen Vertreters Calvocoressi folgte dieser Definition grund-
sätzlich und ergänzte die Termini „Unterscheidung, Ausschließung oder Bevor-
zugung“ lediglich um das Wort „Beschränkung“.6 Der gemeinsame Entwurf
der Delegierten Ivanov (Sowjetunion) und Ketrzynski (Polen) schließlich wich
davon leicht ab und definierte „Rassendiskriminierung“ als jegliche Unterschei-
dung, Zugangsverbot, Ausschließung, Bevorzugung oder Beschränkung auf der
Grundlage von Rasse, Hautfarbe, nationaler oder ethnischer Abstammung, je-
doch erweitert um den Zusatz, dass diese Unterscheidung etc auch darauf ab-
zielen oder daraus folgen müsse, die Gleichheit in der Gewährung und Aus-
übung von Menschenrechten und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen, kulturellen oder jedem sonstigen Bereich des öffentlichen Lebens
zu vereiteln oder zu beeinträchtigen.7 Rassendiskriminierung wurde ebenso zu
einem Angriff auf die menschliche Würde und einer Verleugnung des Völker-
rechts sowie der Prinzipien der UN-Charta erklärt,8 was letztlich – im Gegen-
satz zum „Ziel- und Folge“-Element – nicht in den Schlussentwurf mitüber-
nommen wurde.9 Einigung wurde schließlich auch darüber erzielt, dass die vier
genannten Termini „Unterscheidung“, „Ausschließung“, „Beschränkung“ und
„Bevorzugung“ alle Aspekte von Rassendiskriminierung abdecken würden, wo-
bei eine Bevorzugung nur als durch das Übereinkommen verboten erachtet wer-
den könne, wenn diese keine Sondermaßnahme iSd Art. 1 Abs. 4. ICERD (→
Rn. 37) oder Art. 2 Abs. 2 ICERD darstellt.10

Nach einem weiteren Abänderungsvorschlag11 und dessen Umarbeitung zu
einem neuen Entwurf12 entsprach Abs. 1 bereits im Großen und Ganzen dem
Wortlaut des späteren Textes des Übereinkommens. Interessanterweise verwies
diese Bestimmung auf Rechte und Freiheiten, welche unter anderem in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) garantiert werden. Nach
einer weiteren Diskussion in der Menschenrechtskommission verständigte man
sich aber darauf, diesen Hinweis zu streichen, was bedeutet, dass sich das Über-
einkommen nicht auf die in der AEMR garantierten Rechte beschränkt, son-
dern darüber hinausgeht und auch andere, jedoch nicht näher spezifizierte
Rechte umfasst.13

4 Siehe hierzu ebenso Natan Lerner, The UN Convention on the Elimination of All
Forms of Racial Discrimination, 3.erw.Aufl. 2015, S. 30–31; Thornberry (Fn. 2),
S. 101.

5 Entwurf Abram, E/CN.4/Sub.2/L.308, Art. I.
6 Entwurf Calvocoressi, E/CN.4/Sub.2/L.309.
7 Entwurf Ivanov/Ketrzynski, E/CN.4/Sub.2/L.314.
8 Ebd. Der Bezug zu „Frieden“ und das „harmonische Zusammenleben der Men-

schen“ findet sich nun in der Präambel, ein Hinweis auf „die Ziele und Grundsätze
der Charta der Vereinten Nationen“ in Art. 7 ICERD.

9 Thornberry (Fn. 2), S. 102.
10 Lerner (Fn. 4), S. 33.
11 E/CN.4/Sub.2/L.318.
12 E/CN.4/Sub.2/L.319.
13 Egon Schwelb, The International Convention on the Elimination of All Forms of

Racial Discrimination, ICLQ Bd. 15, Nr. 4, 1966, S. 996–1068, 1004.
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